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Motion: Rückführungen nach Algerien, Forcierung der 
Zusammenarbeit im Bereich der Rückkehr dank der 
Anwendung des Artikel 25a des Schengener Kodex 
 
Seit Jahren kooperiert Algerien nicht bei der Rückübernahme seiner eigenen Staatsangehörigen, 
wenn es um zwangsweise Rückführungen geht. Die kantonalen Behörden stehen vor immensen 
Problemen, da die Rückführungen nach Algerien nicht funktionieren. 
 
Obwohl die Schweiz und Algerien ein gültiges Rückübernahmeabkommen unterzeichnet haben, lehnt 
Algerien zwangsweise Rückführungen per Sonderflug ab. Somit können algerische Staatsangehörige, 
die sich weigern, in ihr Heimatland zurückzukehren, de facto in der Schweiz bleiben. Diese Situation 
muss sich ändern. 
 
Der Bundesrat wird aufgefordert: 
1. In Brüssel bei einem der nächsten Treffen des JI-Rates, an dem die Schweiz teilnimmt, zu 

intervenieren; 
2. Formell die Anwendung von Artikel 25a des Schengener Kodex auf Algerien zu beantragen. 

Dieser Artikel zielt darauf ab, Massnahmen gegen Länder zu ergreifen, die im Bereich der 
Rückkehr nicht kooperieren. 

 
Begründung: 
 
Trotz des Besuchs der Vorsteherin des EJPD im März 2021 in Algerien und den Versprechungen der 
Algerier sind im Bereich der zwangsweisen Rückführungen mit Algerien keine Fortschritte zu 
verzeichnen. 
 
Beide Räte nahmen die Motion 20.4477 im Jahr 2021 an, die den Bundesrat dazu verpflichtet, 
Rückführungen auf dem Seeweg nach Algerien zu organisieren. Bisher wurde der Motionär nie über 
den Erfolg einer solchen Rückführungsaktion nach Algerien informiert. 
 
Die jüngsten Zahlen des SEM zeigen, dass die Zahl der hängigen Fälle im Bereich der Rückführung 
nach Algerien steigen. Am 31. Januar 2023 warteten 618 algerische Staatsangehörige auf ihre 
Rückkehr, während es am 31. Dezember 2022 597 algerische Staatsangehörige waren.  
 
Auch die Asylanträge von algerischen Staatsangehörigen nehmen stark zu. So gab es im Dezember 
2022 121 Asylgesuche gegenüber 198 neuen Asylgesuchen von algerischen Staatsangehörigen im 
Januar 2023. Im Jahr 2022 hat das SEM 1'362 Asylgesuche von algerischen Staatsangehörigen 
registriert, während es im Jahr 2021 1'012 Asylgesuche von algerischen Staatsangehörigen gab (+350 
Asylgesuche). (Quelle: SEM-Asylstatistiken). 
 
Eine passive Haltung des Bundesrates gegenüber einem Drittstaat, der sich weigert, bei der 
Rückübernahme seiner eigenen Staatsangehörigen zu kooperieren, ist nicht länger akzeptabel. 
 
In jüngster Zeit ist Algerien, gemäss Medienberichten, sogar noch restriktiver geworden, da sich seine 
nationale Fluggesellschaft weigert, begleitete zwangsweise rückgeführte algerische Staatsangehörige 
zu akzeptieren. Dies stellt einen weiteren Rückschritt in der Zusammenarbeit mit diesem Land dar. 
 
«Zwar gibt es seit letztem Jahr wieder einen direkten Linienflug aus der Schweiz nach Algerien 
(während der Corona-Pandemie war der Direktflug gestrichen worden). Aber im Mai 2022 akzeptieren 
die algerischen Behörden gemäss SEM nur freiwillige Rückkehrer auf diesen Flügen, keine polizeilich 
begleiteten Zwangsrückführungen.» 
 
So hat die Schweiz als assoziierter Staat des Schengen-Abkommens die Möglichkeit, die Europäische 
Kommission über Probleme mit einem Land gemäss Artikel 25a der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 zu 
informieren: 
 
Art. 25a, Abs. 3 Verordnung (EG) Nr. 810/2009 (Visakodex) 
 

https://www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/aktuell/mm.msg-id-82821.html
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20204477
https://www.republik.ch/2023/01/17/abschiebungen-um-jeden-preis
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/weisungen-kreisschreiben/visa/bis-90-tage.html
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Die Mitgliedstaaten können der Kommission auf der Grundlage der in Absatz 2 genannten Indikatoren 
melden, dass sie bei der Zusammenarbeit mit einem Drittstaat bei der Rückübernahme irregulärer 
Migranten erheblichen und anhaltenden praktischen Problemen gegenüberstehen. Die Kommission 
unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat unmittelbar über eine derartige Mitteilung. 
 
Angesichts der mangelnden Kooperation Algeriens im Bereich der zwangsweisen Rückführung muss 
der Bundesrat die Aktivierung von Sanktionen bei der Europäischen Kommission beantragen, wie es 
die Verordnung Nr. 810/2009 es erlaubt. 
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